
an die Arbeitsplãtze 
Mit Individualbesteuerung und Tagesschulen will Johann Schneider-Ammann Frauen zur Ar bei t motivieren 
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De r Wirtschaftsminister 
konkretisiert sein e Plãne gegen 
d en Fachkraftemangel. Er will 
mit Steuerreformen, mehr 
Tagesschulen und Teilzeitjobs 
zusãtzliche Frauen in di e 
Arbeitswelt integrieren. 
Von Daniel Friedli 

Sei t d em 9. Februar un d d er Abstimmung über 
die Initiative gegen die Masseneinwanderung 
ertont der Rufvon allen Seiten: Die Schweiz 
muss wieder mehr inHindische Fachkrafte 
mobilisieren und dabei auch das Potenzial der 
vielen gut ausgebildeten Frauen besser nut
zen. Nun konkretisiert Wirtschaftsminister 
Johann Schneider-Ammann, wie er dieses Ziel 
erreichen will: Mit steuerlichen Reformen für 
Ehepaare, mehr Engagement für Tagesschu
len und einer Verpflichtung für Arbeitgeber, 
mehr Teilzeitstellen anzubieten. 

Enthalten sind diese Vorschlage imjüngs
ten Massnahmenplan zur Fachkrafte-Initia
tive. Diesen hat das Wirtschaftsdepartement 
in d en letzten Monaten erarbeitet un d d er Be
gleitgruppe mit Vertretern aus Bund, Kanta
nen und Sozialpartnern zugestellt. Nachdem 
diese Woche ein ermutigendes Echo zurück
gekommen ist, will Schneider-Ammann seine 
Plane noch im September dem Bundesrat 
vorlegen. Nicht nur in der Medizin sollen vermehrt einheimische Frauen den Fachkrãftemangel beheben helfen. 

Steuerliche Hürden beseitigen 
Der erste Schwerpunkt betrifft dabei die Steu
erpolitik, genauer die gemeinsame Veranla
gung von Ehepaaren. Trotz speziellen Abzü
gen führt diese Praxis immer noch dazu, dass 
etliche Ehepaare mit zwei Einkommen hoher 
besteuert werden als unverheiratete Paare, 
was für sie den Anreiz zur Erwerbstatigkeit 
senkt. Schneider-Ammann nimmt darum n un 
einen neuen Anlauf, um diese «Heiratsstrafe» 
zu beseitigen. Dabei setzt er auf den Wechsel 
zur Individualbesteuerung, bei d er jeder Part
ner getrennt nach sein em Einkommen besteu
ert wird. Konkret soll der Bundesrat Finanz
ministerin Widmer-Schlumpf den Auftrag er
teilen, auch diese Variante noch einmal neu 
aufzugreifen. 

D er Vorschlag ist insofern bemerkenswert, 
als sich di e Landesregierung vor etwas mehr 
als einem Jahr für einen anderen Weg ent
schieden hat. Sie sprach sich damals für eine 
Volksinitiative der CVP aus, welche die Hei
ratsstrafe ebenfalls abschaffen, gleichzeitig 
aber die Individualbesteuerung verunmogli
chen will. Schneider-Ammann hofft n un of-
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fenbar, dass dieses Begehren rasch Schiff
bruch erleiden moge. «Nach einem allfalligen 
negativen Entscheid ( ... ) ist der Bundesrat 
wieder frei, eine Neubeurteilung vorzuneh
men und entsprechend zu handeln», heisst es 
im Papier aus seinem Departement. 

Weiter setzt der Wirtschaftsminister auf 
einen Ausbau d er Angebote für externe Kin
derbetreuung. Er will e ine Arbeitsgruppe ein
setzen, die sich vertieft mit d er Finanzierung 
von Tagesstrukturen für Kinder ab vier Jahren 
befasst. Dazu gehort auch die Prüfung einer 
«starkeren Beteiligung durch den Staat (even
tuell mit Betreuungsgutscheinen)». Die Kan
tane will er anhalten, sich noch deutlicher 
als im Harmos-Konkorda t auf e in geeignetes 
Betreuungsangebot zu verpflichten. Dieses 
Angebot konnte sodann über ein Monitoring 
kontrolliert werden. Und schliesslich mochte 
der FDP-Magistrat den Einsatz von Zivil
dienstleistenden in Kinderkrippen forcieren, 
«um die Kosten der Tagesstrukturen zu sen
ken». Zivis konnen schon heute in Horten und 
Krippen als Betreuer und Helfer eingesetzt 

werden. Di e Einsatze in diesem Bereich liegen 
aber mit 80 000 Diensttagen offenbar noch 
unter dem, was der Bund als moglich erachtet. 

Heftige Debatten im Detail 
Zwei weitere Massnahmen richten sich so
dann an die Arbeitgeber und ihre Verbande. 
Schneider-Ammann will sie dazu anhalten, 
noch mehr Rücksicht auf die Bedürfnisse von 
Eltern und alteren Arbeitnehmern zu neh
men. Dabei schwebt ihm di e Unterzeichnung 
einer Charta für familien- und altersfreund
liche Arbeitsbedingungen vor, in d er sich So
zialpartner und Behorden gemeinsame Ziele 
setzen. Zudem sollen di e Arbeitgeber zu kon
kreten Massnahmen verpflichtet werden, zum 
Beispiel zur Teilnahme an bestehenden Initia
tiven zum Thema Arbeiten im Alter. Dazu 
schrankt das Departement indes ein, dass 
«keine raschen Ergebnisse zu erwarten» seien, 
da der gewünschte Kulturwandel wohl eine 
gewisse Zeit brauche. 

Mit diesen Vorschlagen nimmt Schneider
Ammann den politischen Druck auf, seine In-
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itiative rascher und konkreter als bisher vor
anzutreiben. Im Grundsatz hat er dafür breite 
Unterstützung, wie sich auch am Freitag an
lasslich derVon-Wattenwyl-Gespriiche zeigte. 
Im Detail dürften die Vorschlage des Wirt
schaftsministers indes noch für heftige Debat
ten sorgen. Gegen di e Individualbesteuerung 
etwa wehren sich die traditionsbewussten 
Parteien CVP und SVP nach Kraften. Und die 
zusatzliche finanzielle Forderung von Tages
strukturen dürfte auch bei einigen FDP-Mit
gliedern einen schweren Stand haben. Die 
Freisinnigen setzen in diesem Bereich auf 
hohere Steuerabzüge und den Abbau büro
kratischer Vorschriften. ,f' 

Zuwanderungs-Kontingente 

Volksinitiative als DruckiTiittel 
Ansturm von kroatischen 
Arbeitnehmern bleibt aus 

CVP-Prasident Christophe Dar
bellay krebst zurück. Am Som
mer-Parteitag der CVP im luzer
nischen Sempach sagte er in 
seiner Rede am Samstag, eine 
Volksinitiative stehe nicht im 
Vordergrund. Dies, obwohl er 
noch vor wenigen Wochen hatte 
verlauten lassen, sein e Partei 
werde im Wahljahr 2015 auf 
jeden Fall eine solche lancieren. 
Nun drückt er sich allerdings 
vorsichtiger aus. Eine Initiative 
sei nicht zwingend, sondern 
vielmehr die letzte Moglichkeit, 
<mltima ratio», sollte die CVP ihre 
Anliegen im Parlament nicht 
durchbringen. 

«Ich verstehe nicht ganz, 
weshalb di e Medien n un unsere 
Partei für die Flut an Initiativen 
verantwortlich machem>, sagte 
Darbellay. Die CVP habe in hun
dert Jahren drei Initiativen lan
ciert. Andere Parteien taten dies 
in einem Monat- ein Seitenhieb 
an di e SVP, welche jüngst mit 
Ide en für zwei ne ue Initiativen 
für Schlagzeilen sorgte. Vorerst 
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Prãsident nur lancieren, wenn 
die Partei ihre Anliegen i m 
Parlament nicht durchbringt. 

einst aber eine Initiativ-Grund
lage bieten konnten. Die Partei
basis genehmigte diese diskus
sionslos und praktisch einstim
mig. Die eine Resolution will die 
Abschaffung der Krankenkassen
pramien für Kinder. Ein Anlie
gen, das di e CVP an ihrem letz
ten Sommer-Parteitag beschlos
sen hatte und das si e im Partei
programm verankert hat. Eine 
parlamentarische Initiative dazu 
wird zurzeit in den eidgenéissi
schen Raten behandelt. 

Die zweite Resolution, die 
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CVP spricht sich klar für den 
Er hal t des bilateralen Wegs aus, 
«eine Kündigung des Personen
freizügigkeitsabkommens 
kommt nicht in Frage», sagte 
Darbellay. 

In der Resolution verlangt die 
Parteibasis, dass di e Zuwan
derungsinitiative so umgesetzt 
wird, dass die Wettbewerbs
fahigkeit der Schweiz und der 
Zugang zum EU-Binnenmarkt 
nicht gefahrdet sind. Weiter will 
die CVP, dass das in d er Schweiz 
vorhandene Potenzial hinsicht
lich Talent und Arbeitskraft 
besser ausgeschopft werde. 
Diese Forderung teilt Parteiprasi
dent Darbellay: «Ich erwarte von 
der Wirtschaft Taten», sagte er. 
Sie müsse vermehrt nach inlan
dischen Fachkraften suchen. 

Di ese Ansicht vertritt auch 
Bundesratin Doris Leuthard. Die 
Arbeitsplatz-Resolution biete 
Hand für eine konstruktive 
Umsetzung der Zuwanderungs
initiative, sie sei ein Instrument 
gegen die Polarisierung. «<ch 
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dieser Hinsicht bin ich von dieser 
Seite etwas enttauscht», sagte 
Leuthard in Sempach. 

In d er Resolution betraut die 
Basis die Parteileitung zudem mit 
e in em Auftrag, «parte i
übergreifend Allianzpartner zu 
finden». Gerüchte um ein mog
liches Bündnis zwischen BDP, 
CVP un d SP bestatigte Christophe 
Darbellay allerdings nicht. Auch 
die Frage nach einer Union von 
BDP un d CVP liess Darbellay 
unbeantwortet. Man führe 
Gespriiche un d prüfe alle mo g
lichen Formen d er Zusammen
arbeit. D er Auftrag d er Parteibasis 
hingegen ist klar: Di e Zuwande
rungsinitiative soll so umgesetzt 
werden, dass der Schweizer 
Wohlstand nicht gefahrdet wird. 
Des s en will si eh di e CVP n un 
annehmen. «Wir p lan en für d en 
Herbst eine Reihe von Vorstos
sen, rnit denen wir die Resolution 
umsetzen konnen», sagte Darbel
lay, ohne konkrete Umsetzungs
Ideen zu nennen. «Sollten diese 
nicht durchkommen, dann 
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Seit d em 1. J u li gewahrt die 
Schweiz kroatischen Staatsange
héirigen, di e si eh h i er nieder
lassen wollen, separate Konti n-
g ente. Di ese belaufen si eh auf 
50 Jahresaufenthaltsbewilligun
gen un d 450 Kurzaufenthalts
bewilligungen p ro Jahr. 

Zahlen des Bundesamtes für 
Migration (BfM) zeigen nu n, dass 
ei n Ansturm auf di e Bewilligun
gen ausbleibt. So wurden i m J u li 
8 Bewilligungen für Kurzaufent
halter ausgestellt, di e gewahrten 
Jahresaufenthaltsbewilligungen 
belaufen si eh g era de ei n mal auf 
3. Wie e in BfM-Sprecher sagt, 
han deit es si eh da bei nicht u m 
neu eingereiste Personen, son
dern lediglich u m solche, di e seit 
J u li über das separate Kontin
gentsystem für Kroatien abge
bucht werden. 

Separate Kontingente hatte 
di e Schweiz Kroatien in einer 
Übergangsphase au eh dann 
gewahren müssen, wenn si e das 
Protokoll zur Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf Kroa
tien unterzeichnet hatte. Dies 
wollte d er Bundesrat ursprüng-

Zuwanderungsinitiative d er SVP 
und somit J a zu ei n er Begren
zung der Zuwanderung mittels 
Kontingenten. Unmittelbar na eh 
d er Abstimmung ka m d er Bun
desrat deshalb zum Schluss, 
dass ei ne Erweiterung d er Perso
nenfreizügigkeit auf Kroatien 
nicht moglich sei. Dies insbeson
dere deshalb, weil das Zusatz
protokoll na eh Ablauf von zehn 
Jahren die volle Freizügigkeit 
vorgesehen hatte. 

Als Reaktion auf de n Bundes
ratsbeschluss blockierte die EU 
die Verhandlungen über das 
Forschungsprogramm «Horizon 
2020» sowie das Studentenaus
tauschprogramm «Erasmus+>>. 
Der Bundesrat suchte daraufhin 
nach einer Losung, di e Diskrimi
nierung Kroatiens gegenüber 
den anderen EU-Mitgliedern zu 
beseitigen. Ende April beschloss 
er, d en kroatischen Staatsange
héirigen separate Kontingente 
i m Rahmen d er Zulassung von 
Drittstaaten-Angehorigen zu 
gewahren. Dadurch konnten 
au eh die Gesprache in den Dos
siers Forschung, Bildung un d 


